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Rechtsgrundlagen 

 

in Zusammenhang mit Videoüberwachung 
 

durch öffentliche und nicht-öffentliche Stellen 
 
Die Übersicht umfasst die wesentlichen Rechtsgrundlagen nach Bundesrecht und 
Landesrecht Niedersachsen, die eine Videoüberwachung zu präventiven und repres-
siven Zwecken ermöglichen. Neben dem Vorliegen einer Rechtsgrundlage sind für 
einen Anwendungsfall auch immer die allgemeinen Rechtsmäßigkeitsvoraussetzun-
gen – Erforderlichkeit, Geeignetheit und Verhältnismäßigkeit – zu prüfen. 
 

 
 

 

Bundesrecht 
 

 
§ 6b Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen 
Einrichtungen 

 
(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen  

Einrichtungen (Videoüberwachung) ist nur zulässig, soweit sie 
1. zur Aufgabenerfüllung öffentlicher Stellen, 
2. zur Wahrnehmung des Hausrechts oder 
3. zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für konkret festgelegte Zwecke 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen 
der Betroffenen überwiegen. 

(2) Der Umstand der Beobachtung und die verantwortliche Stelle sind durch geeig-
nete Maßnahmen erkennbar zu machen. 

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung von nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, 
wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine An-
haltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwie-
gen. Für einen anderen Zweck dürfen sie nur verarbeitet oder genutzt werden, 
soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die staatliche und öffentliche Sicherheit 
sowie zur Verfolgung von Straftaten erforderlich ist. 
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(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zu-

geordnet, ist diese über eine Verarbeitung oder Nutzung entsprechend den 
§§ 19a und 33 zu benachrichtigen. 

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks 
nicht mehr erforderlich sind oder schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer 
weiteren Speicherung entgegenstehen. 

 
 
 
 

§ 28 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

Datenerhebung und -speicherung für eigene Geschäftszwecke 
 
(1) Das Erheben, Speichern, Verändern oder Übermitteln personenbezogener Daten 

oder ihre Nutzung als Mittel für die Erfüllung eigener Geschäftszwecke ist zuläs-
sig  
1. wenn es für die Begründung, Durchführung oder Beendigung eines rechts-

geschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses mit dem  
Betroffenen erforderlich ist, 

2. soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der verantwortlichen Stelle  
erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutz-
würdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung 
oder  
Nutzung überwiegt, oder 

3. wenn die Daten allgemein zugänglich sind oder die verantwortliche Stelle 
sie veröffentlichen dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse 
des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung gegen-
über dem berechtigten Interesse der verantwortlichen Stelle offensichtlich 
überwiegt. 

Bei der Erhebung personenbezogener Daten sind die Zwecke, für die die Daten 
verarbeitet oder genutzt werden sollen, konkret festzulegen. 

(2) Die Übermittlung oder Nutzung für einen anderen Zweck ist zulässig  
1. unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 3, 
2. soweit es erforderlich ist,  

a) zur Wahrung berechtigter Interessen eines Dritten oder 
b) zur Abwehr von Gefahren für die staatliche oder öffentliche Sicherheit 

oder zur Verfolgung von Straftaten 
und kein Grund zu der Annahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges 
Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung oder Nutzung hat, oder 

3. wenn es im Interesse einer Forschungseinrichtung zur Durchführung wis-
senschaftlicher Forschung erforderlich ist, das wissenschaftliche Interesse 
an der Durchführung des Forschungsvorhabens das Interesse des Betroffe-
nen an dem Ausschluss der Zweckänderung erheblich überwiegt und der 
Zweck der Forschung auf andere Weise nicht oder nur mit unverhältnismä-
ßigem Aufwand erreicht werden kann. 

(3) Die Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten für Zwecke des Ad-
resshandels oder der Werbung ist zulässig, soweit der Betroffene eingewilligt hat 
und im Falle einer nicht schriftlich erteilten Einwilligung die verantwortliche Stelle  
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nach Absatz 3a verfährt. Darüber hinaus ist die Verarbeitung oder Nutzung per-
sonenbezogener Daten zulässig, soweit es sich um listenmäßig oder sonst zu-
sammengefasste Daten über Angehörige einer Personengruppe handelt, die sich 
auf die Zugehörigkeit des Betroffenen zu dieser Personengruppe, seine Berufs-, 
Branchen- oder Geschäftsbezeichnung, seinen Namen, Titel, akademischen 
Grad, seine Anschrift und sein Geburtsjahr beschränken, und die Verarbeitung 
oder Nutzung erforderlich ist  
1. für Zwecke der Werbung für eigene Angebote der verantwortlichen Stelle, 

die diese Daten mit Ausnahme der Angaben zur Gruppenzugehörigkeit 
beim Betroffenen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder aus allgemein zu-
gänglichen Adress-, Rufnummern-, Branchen- oder vergleichbaren Ver-
zeichnissen erhoben hat, 

2. für Zwecke der Werbung im Hinblick auf die berufliche Tätigkeit des Betrof-
fenen und unter seiner beruflichen Anschrift oder 

3. für Zwecke der Werbung für Spenden, die nach § 10b Absatz 1 und § 34g 
des Einkommensteuergesetzes steuerbegünstigt sind. 

Für Zwecke nach Satz 2 Nummer 1 darf die verantwortliche Stelle zu den dort 
genannten Daten weitere Daten hinzuspeichern. Zusammengefasste personen-
bezogene Daten nach Satz 2 dürfen auch dann für Zwecke der Werbung über-
mittelt werden, wenn die Übermittlung nach Maßgabe des § 34 Absatz 1a Satz 1 
gespeichert wird; in diesem Fall muss die Stelle, die die Daten erstmalig erhoben 
hat, aus der Werbung eindeutig hervorgehen. Unabhängig vom Vorliegen der 
Voraussetzungen des Satzes 2 dürfen personenbezogene Daten für Zwecke der 
Werbung für fremde Angebote genutzt werden, wenn für den Betroffenen bei der 
Ansprache zum Zwecke der Werbung die für die Nutzung der Daten verantwortli-
che Stelle eindeutig erkennbar ist. Eine Verarbeitung oder Nutzung nach den 
Sätzen 2 bis 4 ist nur zulässig, soweit schutzwürdige Interessen des Betroffenen 
nicht entgegenstehen. Nach den Sätzen 1, 2 und 4 übermittelte Daten dürfen nur 
für den Zweck verarbeitet oder genutzt werden, für den sie übermittelt worden 
sind. 

(3a) Wird die Einwilligung nach § 4a Absatz 1 Satz 3 in anderer Form als der  
Schriftform erteilt, hat die verantwortliche Stelle dem Betroffenen den Inhalt der 
Einwilligung schriftlich zu bestätigen, es sei denn, dass die Einwilligung  
elektronisch erklärt wird und die verantwortliche Stelle sicherstellt, dass die  
Einwilligung protokolliert wird und der Betroffene deren Inhalt jederzeit abrufen 
und die Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen kann. Soll 
die Einwilligung zusammen mit anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist 
sie in drucktechnisch deutlicher Gestaltung besonders hervorzuheben. 

(3b) Die verantwortliche Stelle darf den Abschluss eines Vertrags nicht von einer Ein-
willigung des Betroffenen nach Absatz 3 Satz 1 abhängig machen, wenn dem 
Betroffenen ein anderer Zugang zu gleichwertigen vertraglichen Leistungen ohne 
die Einwilligung nicht oder nicht in zumutbarer Weise möglich ist. Eine unter sol-
chen Umständen erteilte Einwilligung ist unwirksam. 

(4) Widerspricht der Betroffene bei der verantwortlichen Stelle der Verarbeitung oder 
Nutzung seiner Daten für Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungs-
forschung, ist eine Verarbeitung oder Nutzung für diese Zwecke unzulässig. Der 
Betroffene ist bei der Ansprache zum Zweck der Werbung oder der Markt- oder 
Meinungsforschung und in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 auch bei 
Begründung des rechtsgeschäftlichen oder rechtsgeschäftsähnlichen  
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Schuldverhältnisses über die verantwortliche Stelle sowie über das Wider-
spruchsrecht nach Satz 1 zu unterrichten; soweit der Ansprechende personenbe-
zogene Daten des Betroffenen nutzt, die bei einer ihm nicht bekannten Stelle ge-
speichert sind, hat er auch sicherzustellen, dass der Betroffene Kenntnis über die 
Herkunft der Daten erhalten kann. Widerspricht der Betroffene bei dem Dritten, 
dem die Daten im Rahmen der Zwecke nach Absatz 3 übermittelt worden sind, 
der Verarbeitung oder Nutzung für Zwecke der Werbung oder der Markt- oder 
Meinungsforschung, hat dieser die Daten für diese Zwecke zu sperren. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 darf für den Widerspruch keine strenge-
re Form verlangt werden als für die Begründung des rechtsgeschäftlichen oder 
rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses. 

(5) Der Dritte, dem die Daten übermittelt worden sind, darf diese nur für den Zweck 
verarbeiten oder nutzen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden. Eine 
Verarbeitung oder Nutzung für andere Zwecke ist nicht-öffentlichen Stellen nur 
unter den Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 und öffentlichen Stellen nur un-
ter den Voraussetzungen des § 14 Abs. 2 erlaubt. Die übermittelnde Stelle hat 
ihn darauf hinzuweisen. 

(6) Das Erheben, Verarbeiten und Nutzen von besonderen Arten personenbezoge-
ner Daten (§ 3 Abs. 9) für eigene Geschäftszwecke ist zulässig, soweit nicht der 
Betroffene nach Maßgabe des § 4a Abs. 3 eingewilligt hat, wenn  

1. dies zum Schutz lebenswichtiger Interessen des Betroffenen oder eines 
Dritten erforderlich ist, sofern der Betroffene aus physischen oder rechtli-
chen Gründen außerstande ist, seine Einwilligung zu geben, 

2. es sich um Daten handelt, die der Betroffene offenkundig öffentlich gemacht 
hat, 

3. dies zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprü-
che erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das 
schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Erhebung, 
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt, oder 

4. dies zur Durchführung wissenschaftlicher Forschung erforderlich ist, das 
wissenschaftliche Interesse an der Durchführung des Forschungsvorhabens 
das Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung erheblich überwiegt und der Zweck der Forschung auf 
andere Weise nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand erreicht 
werden kann. 

(7) Das Erheben von besonderen Arten personenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) ist 
ferner zulässig, wenn dies zum Zweck der Gesundheitsvorsorge, der medizini-
schen Diagnostik, der Gesundheitsversorgung oder Behandlung oder für die Ver-
waltung von Gesundheitsdiensten erforderlich ist und die Verarbeitung dieser Da-
ten durch ärztliches Personal oder durch sonstige Personen erfolgt, die einer ent-
sprechenden Geheimhaltungspflicht unterliegen. Die Verarbeitung und Nutzung 
von Daten zu den in Satz 1 genannten Zwecken richtet sich nach den für die in 
Satz 1 genannten Personen geltenden Geheimhaltungspflichten. Werden zu ei-
nem in Satz 1 genannten Zweck Daten über die Gesundheit von Personen durch 
Angehörige eines anderen als in § 203 Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches ge-
nannten Berufes, dessen Ausübung die Feststellung, Heilung oder Linderung von 
Krankheiten oder die Herstellung oder den Vertrieb von Hilfsmitteln mit sich 
bringt, erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist dies nur unter den Voraussetzungen 
zulässig, unter denen ein Arzt selbst hierzu befugt wäre. 
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(8) Für einen anderen Zweck dürfen die besonderen Arten personenbezogener Da-
ten (§ 3 Abs. 9) nur unter den Voraussetzungen des Absatzes 6 Nr. 1 bis 4 oder 
des Absatzes 7 Satz 1 übermittelt oder genutzt werden. Eine Übermittlung oder 
Nutzung ist auch zulässig, wenn dies zur Abwehr von erheblichen Gefahren für 
die staatliche und öffentliche Sicherheit sowie zur Verfolgung von Straftaten von 
erheblicher Bedeutung erforderlich ist. 

(9) Organisationen, die politisch, philosophisch, religiös oder gewerkschaftlich aus-
gerichtet sind und keinen Erwerbszweck verfolgen, dürfen besondere Arten per-
sonenbezogener Daten (§ 3 Abs. 9) erheben, verarbeiten oder nutzen, soweit 
dies für die Tätigkeit der Organisation erforderlich ist. Dies gilt nur für personen-
bezogene Daten ihrer Mitglieder oder von Personen, die im Zusammenhang mit 
deren Tätigkeitszweck regelmäßig Kontakte mit ihr unterhalten. Die Übermittlung 
dieser personenbezogenen Daten an Personen oder Stellen außerhalb der Or-
ganisation ist nur unter den Voraussetzungen des § 4a Abs. 3 zulässig. Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe b gilt entsprechend. 

 
 
 

§ 32 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 

Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung für Zwecke des 
Beschäftigungsverhältnisses 

 
(1) Personenbezogene Daten eines Beschäftigten dürfen für Zwecke des Beschäfti-

gungsverhältnisses erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, wenn dies für die 
Entscheidung über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses oder nach 
Begründung des Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchführung oder Be-
endigung erforderlich ist. Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personenbezo-
gene Daten eines Beschäftigten nur dann erhoben, verarbeitet oder genutzt wer-
den, wenn zu dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht be-
gründen, dass der Betroffene im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat begangen 
hat, die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung zur Aufdeckung erforderlich ist 
und das schutzwürdige Interesse des Beschäftigten an dem Ausschluss der Er-
hebung, Verarbeitung oder Nutzung nicht überwiegt, insbesondere Art und Aus-
maß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig sind. 

(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn personenbezogene Daten erhoben, verar-
beitet oder genutzt werden, ohne dass sie automatisiert verarbeitet oder in oder 
aus einer nicht automatisierten Datei verarbeitet, genutzt oder für die Verarbei-
tung oder Nutzung in einer solchen Datei erhoben werden. 

(3) Die Beteiligungsrechte der Interessenvertretungen der Beschäftigten bleiben un-
berührt. 
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§ 201a Strafgesetzbuch (StGB) 

Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbereichs durch Bildaufnahmen 
 
(1) Wer von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung oder einem gegen Ein-

blick besonders geschützten Raum befindet, unbefugt Bildaufnahmen herstellt 
oder überträgt und dadurch deren höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine durch eine Tat nach Absatz 1 hergestellte Bildauf-
nahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 

(3) Wer eine befugt hergestellte Bildaufnahme von einer anderen Person, die sich in 
einer Wohnung oder einem gegen Einblick besonders geschützten Raum befin-
det, wissentlich unbefugt einem Dritten zugänglich macht und dadurch deren 
höchstpersönlichen Lebensbereich verletzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(4) Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische Mittel, die der 
Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. § 74a ist an-
zuwenden. 

 
 
 

§ 100 h Strafprozessordnung (StPO) 
 
(1) Auch ohne Wissen der Betroffenen dürfen außerhalb von Wohnungen 

1. Bildaufnahmen hergestellt werden, 
2. sonstige besondere für Observationszwecke bestimmte technische Mittel  

verwendet werden, 
wenn die Erforschung des Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes 
eines Beschuldigten auf andere Weise weniger erfolgversprechend oder er-
schwert wäre. Eine Maßnahme nach Satz 1 Nr. 2 ist nur zulässig, wenn Gegens-
tand der Untersuchung eine Straftat von erheblicher Bedeutung ist. 

(2) Die Maßnahmen dürfen sich nur gegen einen Beschuldigten richten.  
Gegen andere Personen sind 
1. Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 1 nur zulässig, wenn die Erforschung des 

Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes eines Beschuldigten 
auf andere Weise erheblich weniger erfolgversprechend oder wesentlich er-
schwert wäre, 

2. Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, dass sie mit einem Beschuldigten in Verbin-
dung stehen oder eine solche Verbindung hergestellt wird, die Maßnahme 
zur Erforschung des Sachverhalts oder zur Ermittlung des Aufenthaltsortes 
eines Beschuldigten führen wird und dies auf andere Weise aussichtslos 
oder wesentlich erschwert wäre. 

(3) Die Maßnahmen dürfen auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar 
mitbetroffen werden. 
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§ 12 a Versammlungsgesetz (VersG) 
 
(1) Die Polizei darf Bild- und Tonaufnahmen von Teilnehmern bei oder im Zusam-

menhang mit öffentlichen Versammlungen nur anfertigen, wenn tatsächliche An-
haltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass von ihnen erhebliche Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ausgehen. Die Maßnahmen dürfen auch 
durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

(2) Die Unterlagen sind nach Beendigung der öffentlichen Versammlung oder zeitlich 
und sachlich damit unmittelbar im Zusammenhang stehender Ereignisse unver-
züglich zu vernichten, soweit sie nicht benötigt werden 
1. für die Verfolgung von Straftaten von Teilnehmern oder 
2. im Einzelfall zur Gefahrenabwehr, weil die betroffene Person verdächtigt ist, 

Straftaten bei oder im Zusammenhang mit der öffentlichen Versammlung 
vorbereitet oder begangen zu haben, und deshalb zu besorgen ist, dass von 
ihr erhebliche Gefahren für künftige öffentliche Versammlungen oder Aufzü-
ge ausgehen. 

Unterlagen, die aus den in Satz 1 Nr. 2 aufgeführten Gründen nicht vernichtet 
wurden, sind in jedem Fall spätestens nach Ablauf von drei Jahren seit ihrer Ent-
stehung zu vernichten, es sei denn, sie würden inzwischen zu dem in Satz 1 
Nr. 1 aufgeführten Zweck benötigt. 

(3) Die Befugnisse zur Erhebung personenbezogener Informationen nach Maßgabe 
der Strafprozessordnung und des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten bleiben 
unberührt. 

 
 

§ 19 a Versammlungsgesetz (VersG) 
 
Für Bild- und Tonaufnahmen durch die Polizei bei Versammlungen unter freiem Him-
mel und Aufzügen gilt § 12a. 
 
 
 
 

§ 26 Bundespolizeigesetz (BPolG) 

Datenerhebung bei öffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen 
 
(1) Die Bundespolizei kann bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Veranstal-

tungen oder Ansammlungen an der Grenze oder den in § 23 Abs. 1 Nr. 4 be-
zeichneten Objekten personenbezogene Daten auch durch Anfertigung von Bild- 
und Tonaufzeichnungen von Teilnehmern erheben, wenn Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass bei oder im Zusammenhang mit einer solchen Veranstal-
tung oder Ansammlung erhebliche Gefahren für die öffentliche Sicherheit an der 
Grenze oder die Sicherheit der in § 23 Abs. 1 Nr. 2 bezeichneten Objekten ent-
stehen. Die Erhebung kann auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar 
betroffen werden. 
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(2) In den Fällen des § 7 hat die Bundespolizei die in Absatz 1 bezeichneten Befug-
nisse bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen oder An-
sammlungen auch außerhalb der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Örtlichkeiten 
und Objekte, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass bei oder im Zu-
sammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen Ordnungs-
widrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder Straftaten begangen werden. 

(3) Nach den Absätzen 1 und 2 entstandene Aufzeichnungen sowie daraus gefertig-
te Unterlagen sind unverzüglich nach Beendigung der Veranstaltung oder An-
sammlung zu vernichten, soweit sie nicht benötigt werden 
1. zur Verfolgung einer Ordnungswidrigkeit von erheblicher Bedeutung oder 

einer Straftat oder 
2. zur Verhütung von Straftaten bei oder im Zusammenhang mit Versammlun-

gen, öffentlichen Veranstaltungen oder Ansammlungen, weil die betroffene 
Person verdächtig ist, solche Straftaten vorbereitet oder begangen zu haben 
und deshalb Grund zu der Annahme besteht, dass sie auch künftig solche 
Straftaten begehen wird.  

Die Vernichtung kann ferner unterbleiben, wenn eine Störung der öffentlichen Si-
cherheit bei oder im Zusammenhang mit der Veranstaltung oder Ansammlung 
eingetreten ist und die Aufzeichnungen ausschließlich zum Zwecke der polizeili-
chen Aus- und Fortbildung oder zur befristeten Dokumentation des polizeilichen 
Handelns verwendet werden. Personenbezogene Daten sind zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu anonymisieren. Sofern eine Anonymisierung nicht möglich ist, 
sind Aufzeichnungen, die ausschließlich zum Zweck der Dokumentation verwen-
det werden, nach spätestens zwei Monaten zu vernichten. 

(4) Die §§ 12a und 19a des Versammlungsgesetzes bleiben unberührt. 
 
 

§ 27 Bundespolizeigesetz (BPolG) 

Selbsttätige Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgeräte 
 
Die Bundespolizei kann selbsttätige Bildaufnahme- und Bildaufzeichnungsgeräte ein-
setzen, um 

1. unerlaubte Grenzübertritte oder Gefahren für die Sicherheit an der Grenze 
oder 

2. Gefahren für die in § 23 Abs. 1 Nr. 4 bezeichneten Objekte oder für dort be-
findliche Personen oder Sachen  

zu erkennen. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 muss der Einsatz derartiger Geräte er-
kennbar sein. Werden auf diese Weise personenbezogene Daten aufgezeichnet, sind 
diese Aufzeichnungen in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 spätestens nach zwei Tagen 
und in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 spätestens nach 30 Tagen zu vernichten, soweit 
sie nicht zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr oder zur Verfolgung einer Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit benötigt werden. 
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Landesrecht Niedersachsen 
 

 
 

§ 25 a Niedersächsisches Datenschutzgesetz (NDSG) 

Beobachtung durch Bildübertragung 
 
(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume durch Bildübertragung (Video-

überwachung) ist nur zulässig, soweit sie 
1. zum Schutz von Personen, die der beobachtenden Stelle angehören 

oder diese aufsuchen, oder 
2. zum Schutz von Sachen, die zu der beobachtenden Stelle oder zu den 

Personen nach Nummer 1 gehören, 
erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interes-
sen der von der Beobachtung betroffenen Personen überwiegen. 

(2) Die Verarbeitung von nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum 
Erreichen des verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte beste-
hen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. Für einen an-
deren Zweck dürfen sie nur verarbeitet werden, soweit dies zur Abwehr von Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit oder zur Verfolgung von Straftaten erforder-
lich ist oder die Betroffenen ausdrücklich eingewilligt haben. 

(3) Die Möglichkeiten der Beobachtung und der Aufzeichnung sowie die verarbeiten-
de Stelle sind durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen. 

(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zu-
geordnet und verarbeitet, so ist diese über die jeweilige Verarbeitung zu unter-
richten. Von einer Unterrichtung kann abgesehen werden, solange das öffentli-
che Interesse an einer Strafverfolgung das Unterrichtungsrecht der betroffenen 
Person erheblich überwiegt oder wenn die Unterrichtung im Einzelfall einen un-
verhältnismäßigen Aufwand erfordert. 

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks 
nicht mehr erforderlich sind oder schutzwürdige Interessen der Betroffenen einer 
weiteren Speicherung entgegenstehen. 

(6) Dem Einsatz der Videoüberwachung muss stets eine Prüfung nach § 7 Abs. 3 
vorausgehen. 
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§ 32 Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

(Nds. SOG) 

Datenerhebung durch den Einsatz technischer Mittel 
bei öffentlichen Veranstaltungen und im öffentlichen Raum 

 
(1) Die Polizei kann bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen Veranstaltungen 

oder Ansammlungen, die nicht dem Versammlungsgesetz unterliegen, Bildauf-
nahmen sowie Bild- und Tonaufzeichnungen (Aufzeichnungen) über solche Per-
sonen anfertigen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 
Straftaten oder nicht geringfügige Ordnungswidrigkeiten begehen werden. Die 
Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen 
werden. 

(2) Eine verdeckte Anfertigung von Aufzeichnungen ist nur zulässig, wenn die offene 
Anfertigung dazu führen kann, dass die Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten an 
anderer Stelle, zu anderer Zeit oder in anderer Weise begangen werden. 

(3) Die Verwaltungsbehörden und die Polizei dürfen öffentlich zugängliche Orte mit-
tels Bildübertragung offen beobachten, wenn dies zur Erfüllung von Aufgaben 
nach § 1 Abs. 1 erforderlich ist. 2 Die Polizei kann die nach Satz 1 übertragenen 
Bilder aufzeichnen, 

1. wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass an den beobachteten Or-
ten oder in deren unmittelbarer Umgebung künftig Straftaten von erheblicher 
Bedeutung oder Straftaten nach § 224 StGB begangen werden, oder 

2. soweit die Bilder an oder in einer Verkehrs- oder Versorgungsanlage, einer 
Verkehrs- oder Versorgungseinrichtung, einem öffentlichen Verkehrsmittel, 
Amtsgebäude oder einem anderen besonders gefährdeten Objekt aufge-
nommen werden und tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtferti-
gen, dass an oder in Objekten dieser Art terroristische Straftaten begangen 
werden sollen. 

Die §§ 12a und 19a des Versammlungsgesetzes bleiben unberührt. 
(4) Die Polizei kann zur Eigensicherung bei Anhalte- und Kontrollsituationen im öf-

fentlichen Verkehrsraum nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften 
Bildaufzeichnungen offen anfertigen. Die Maßnahme darf auch durchgeführt wer-
den, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. 

(5) Die Polizei kann im öffentlichen Verkehrsraum technische Mittel zur Erfassung 
von Kraftfahrzeugkennzeichen einsetzen 

1. zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit, 
2. auf der Grundlage polizeilicher Lageerkenntnisse zur Verhütung von Strafta-

ten von erheblicher Bedeutung mit internationalem Bezug, 
3. an einem in § 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a genannten Ort zur Verhütung der 

dort genannten Straftaten, 
4. in unmittelbarer Nähe der in § 13 Abs. 1 Nr. 3 genannten gefährdeten Ob-

jekte zu deren Schutz oder zum Schutz der sich dort befindenden Personen, 
wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass in oder an Objekten die-
ser Art Straftaten begangen werden sollen, und der Einsatz aufgrund der 
Gefährdungslage erforderlich ist oder 

5. zur Verhütung der in § 14 Abs. 1 Satz 1 genannten Straftaten, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass solche Straftaten begangen werden 
sollen. 
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Dabei dürfen auch Zeit und Ort der Aufnahme erfasst und eine Bildaufnahme des 
Fahrzeuges angefertigt werden, wenn technisch ausgeschlossen ist, dass Insassen zu 
sehen sind oder sichtbar gemacht werden können. Das Kennzeichen ist sofort auto-
matisiert mit vorhandenen Dateien abzugleichen, die der Suche nach Personen oder 
Sachen dienen oder in denen Kennzeichen nach § 37 oder nach anderen Rechtsvor-
schriften zur Kontrollmeldung ausgeschrieben sind. Ist das Kennzeichen nicht in die-
sen Dateien enthalten, so sind die nach den Sätzen 1 und 2 erhobenen Daten sofort 
automatisiert zu löschen. Gespeicherte Daten dürfen außer im Fall einer Ausschrei-
bung zur Kontrollmeldung nicht zu einem Bewegungsbild verbunden werden. Eine 
verdeckte Datenerhebung ist nur zulässig, wenn durch eine offene Datenerhebung der 
Zweck der Maßnahme gefährdet würde. 
 
 
 

§ 35 Niedersächsisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

(Nds. SOG) 

Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel 
außerhalb von Wohnungen 

 
(1) Die Polizei kann unter den in § 34 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 genannten Voraus-

setzungen durch den verdeckten Einsatz technischer Mittel Bildaufnahmen und -
aufzeichnungen anfertigen, das nicht öffentlich gesprochene Wort abhören oder 
aufzeichnen sowie den jeweiligen Aufenthaltsort einer Person bestimmen. Die 
Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen 
werden. Das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis bleibt unberührt. Das für In-
neres zuständige Ministerium bestimmt die Art der zulässigen technischen Mittel 
durch Verwaltungsvorschrift; diese ist zu veröffentlichen.  

(2) Werden durch das Abhören und das Aufzeichnen des nicht öffentlich gesproche-
nen Wortes Daten aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erfasst, so 
dürfen diese nicht gespeichert, verändert oder genutzt werden. Entsprechende 
Aufzeichnungen sind unverzüglich zu löschen; die Löschung der Daten ist zu do-
kumentieren. 

(3) Das Abhören und das Aufzeichnen des nichtöffentlich gesprochenen Wortes 
nach Absatz 1 bedürfen der Anordnung durch das Amtsgericht, in dessen Bezirk 
die Polizeidienststelle ihren Sitz hat. 2 Die Anordnung ist auf höchstens einen 
Monat zu befristen; eine Verlängerung um jeweils höchstens einen weiteren Mo-
nat ist zulässig. § 34 Abs. 3 Sätze 3 bis 7 gilt entsprechend. 

(4) Bei Gefahr im Verzuge kann die Polizei die Maßnahme anordnen. Die Anordnung 
ist schriftlich zu begründen; die Begründung muss sich auch auf die Zulässigkeit 
der polizeilichen Anordnung beziehen. Die Entscheidung trifft die Behördenlei-
tung. Diese kann ihre Anordnungsbefugnis auf Dienststellenleiterinnen und 
Dienststellenleiter sowie Bedienstete des höheren Dienstes übertragen. Die rich-
terliche Bestätigung der Anordnung ist unverzüglich zu beantragen. Die Anord-
nung nach Satz 1 tritt spätestens mit Ablauf des dritten Tages nach ihrem Erlass 
außer Kraft, wenn sie bis dahin nicht richterlich bestätigt wird. Erfolgt bis dahin 
keine richterliche Bestätigung, so dürfen bereits erhobene Daten nicht verwendet 
werden; diese Daten sind unverzüglich zu löschen. 
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(5) Abweichend von den Absätzen 3 und 4 genügt es, den Einsatz technischer Mittel 
nach Absatz 1 Satz 1 schriftlich anzuordnen und zu begründen, wenn  

1. damit nicht das nicht öffentlich gesprochene Wort abgehört oder aufge-
zeichnet werden soll oder 

2. die Maßnahme ausschließlich dem Schutz von Leib, Leben oder Freiheit ei-
ner bei einem polizeilichen Einsatz tätigen Person dient. 

Absatz 4 Sätze 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
 
 

§ 12 Niedersächsisches Versammlungsgesetz (NVersG) 

Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen 
 
(1) Die Polizei kann Bild- und Tonaufzeichnungen von einer bestimmten Person auf 

dem Weg zu oder in einer Versammlung unter freiem Himmel offen anfertigen, 
um eine von dieser Person verursachte erhebliche Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit abzuwehren. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn an-
dere Personen unvermeidbar betroffen werden. 

(2) Die Polizei kann eine unübersichtliche Versammlung und ihr Umfeld mittels Bild- 
und Tonübertragungen offen beobachten, wenn dies zur Abwehr einer von der 
Versammlung ausgehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
erforderlich ist. Sie kann zur Abwehr erheblicher Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit offen Bild- und Tonaufzeichnungen von nicht bestimmten teilnehmenden 
Personen (Übersichtsaufzeichnungen) anfertigen. Die Auswertung von Über-
sichtsaufzeichnungen mit dem Ziel der Identifizierung einer Person ist nur zuläs-
sig, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen. 

(3) Die Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 sind nach Beendi-
gung der Versammlung unverzüglich, spätestens aber nach zwei Monaten zu lö-
schen oder unumkehrbar zu anonymisieren, soweit sie nicht 

1. zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden oder 
2. zur Behebung einer Beweisnot unerlässlich sind. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 sind die Daten für eine sonstige Verwendung zu 
sperren. 

(4) Die der Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 
2 Satz 2 sowie der Verwendung nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 im Einzelfall 
zugrunde liegenden Zwecke sind zu dokumentieren. 

 
 
 

§ 17 Niedersächsisches Versammlungsgesetz (NVersG) 

Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen 
 
(1) Die Polizei kann Bild- und Tonaufzeichnungen von einer bestimmten Person in 

einer Versammlung in geschlossenen Räumen offen anfertigen, um eine von die-
ser Person verursachte unmittelbare Gefahr für die Friedlichkeit der Versamm-
lung abzuwehren. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn andere 
Personen unvermeidbar betroffen werden. 
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(2) Die Polizei kann eine unübersichtliche Versammlung mittels Bild- und Tonüber-
tragungen offen beobachten, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für die Fried-
lichkeit der Versammlung erforderlich ist. Sie kann zur Abwehr einer unmittelba-
ren Gefahr für die Friedlichkeit der Versammlung offen Bild- und Tonaufzeich-
nungen von nicht bestimmten teilnehmenden Personen (Übersichtsaufzeichnun-
gen) anfertigen. Die Auswertung von Übersichtsaufzeichnungen mit dem Ziel der 
Identifizierung einer Person ist nur zulässig, wenn die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 vorliegen. 

(3) Die Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 2 sind nach Beendi-
gung der Versammlung unverzüglich, spätestens aber nach zwei Monaten zu lö-
schen oder unumkehrbar zu anonymisieren, soweit sie nicht 

1. zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden oder 
2. zur Behebung einer Beweisnot unerlässlich sind. 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 sind die Daten für eine sonstige Verwendung zu 
sperren. 

(4) Die der Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1 und 
2 Satz 2 sowie der Verwendung nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 im Einzelfall 
zugrunde liegenden Zwecke sind zu dokumentieren. 

 
 
 

§ 190 Niedersächsisches Justizvollzugsgesetz (NJVollzG) 

Datenerhebung 
 
(1) Personenbezogene Daten dürfen erhoben werden, soweit deren Kenntnis für die 

datenerhebende Stelle zur Erfüllung der ihr nach diesem Gesetz oder aufgrund 
dieses Gesetzes obliegenden Aufgaben erforderlich ist. Eine Vollzugsbehörde 
darf für eine andere Vollzugsbehörde die personenbezogenen Daten erheben, 
die für diese zur Abwehr einer Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung der Anstalt 
oder für eine nach diesem Gesetz zu treffende Prognoseentscheidung erforder-
lich sind. 

(2) Personenbezogene Daten sind bei der betroffenen Person mit ihrer Kenntnis zu 
erheben. Für die Datenerhebung bei Dritten gilt § 9 Abs. 1 Satz 3 des Nieder-
sächsischen Datenschutzgesetzes (NDSG). Eine Erhebung ohne Kenntnis der 
betroffenen Person ist zulässig, wenn andernfalls die Aufgabenerfüllung erheb-
lich gefährdet würde oder eine Rechtsvorschrift dies vorsieht oder zwingend vor-
aussetzt. Eine Datenerhebung durch den verdeckten Einsatz technischer Mittelist 
unzulässig; unter den in Satz 3 genannten Voraussetzungen können kurzzeitig 
Bild- und Tonaufzeichnungen gemeinschaftlich genutzter Räume der Anstalt ver-
deckt angefertigt werden. Nach Satz 4 erhobene Daten sind zu löschen, wenn ih-
re Kenntnis für die Daten verarbeitende Stelle zur Aufgabenerfüllung nicht mehr 
erforderlich ist. 

(3) Personenbezogene Daten über Personen, die nicht Gefangene oder Sicherungs-
verwahrte sind, dürfen ohne ihre Kenntnis außerhalb der Anstalt nur erhoben 
werden, wenn die Kenntnis der Daten für Gefangene oder Sicherungsverwahrte 
betreffende Maßnahmen, die Sicherheit der Anstalt oder die Sicherung des Voll-
zuges einer der in § 1 genannten freiheitsentziehenden Maßnahmen unerlässlich  
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ist und durch die Erhebung keine überwiegenden schutzwürdigen Interessen der 
betroffenen Person beeinträchtigt werden. 

(4) Über eine ohne ihre Kenntnis vorgenommene Erhebung personenbezogener Da-
ten wird die betroffene Person unter Angabe dieser Daten unterrichtet, soweit 
dadurch die ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung durch die verantwortliche Stelle 
nicht gefährdet wird. Die Unterrichtung kann auch unterbleiben, wenn  

1. die Daten nach einer Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, namentlich 
wegen überwiegender berechtigter Interessen Dritter, geheim gehalten wer-
den müssen oder 

2. der dadurch verursachte Aufwand außer Verhältnis zu dem Unterrichtungs-
interesse der betroffenen Person steht. 

(5) Für die Aufklärungs- und Hinweispflichten gilt § 9 Abs. 2 und 3 NDSG. 
 
 
 

§ 10 c Niedersächsisches Spielbankengesetz (NSpielbG) 

Videoüberwachung 
 
(1) Zur Zugangskontrolle, zum Schutz vor Sachbeschädigung, zur Verhinderung, 

Aufdeckung und Verfolgung von Straftaten und zur Sicherung des Vertrauens der 
Öffentlichkeit in ein ordnungsgemäßes Spiel hat der Zulassungsinhaber die Ein-
gänge, die Bereiche, in denen üblicherweise der Transport, die Zählung oder die 
Aufbewahrung von Bargeld oder Spielmarken erfolgt, sowie die Spielräume der 
Spielbank und die Spieltische und Automaten mit optisch-elektronischen Einrich-
tungen zu überwachen (Videoüberwachung). Der Umfang und die einzuhalten-
den technischen Anforderungen, insbesondere die aufzuzeichnenden Bildraten 
und die Auflösung der Videoüberwachung können vom Fachministerium in der 
Spielbankerlaubnis oder in aufsichtsbehördlichen Anordnungen festgesetzt wer-
den. Der Zulassungsinhaber hat die zur Videoüberwachung erhobenen Daten 
mindestens zwei Wochen, soweit das Fachministerium dies anordnet auch dar-
über hinaus, zu speichern. 

(2) Der Zulassungsinhaber ist berechtigt, zur Zugangskontrolle neben der Video-
überwachung weitere biometrische Merkmale zu erheben und zu Kontrollzwe-
cken zu verarbeiten. Diese Merkmale sind spätestens nach sieben Tagen zu lö-
schen. Ist gegen eine betroffene Person eine Spielersperre ergangen, so dürfen 
dessen nach Satz 1 erhobene Merkmale dauerhaft gespeichert und an andere 
sich am Sperrverbund beteiligende Spielbanken übermittelt werden. 

(3) Die Datenerhebung nach den Absätzen 1 und 2 und die Daten verarbeitende 
Stelle sind durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen. 
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§ 11 Niedersächsisches Spielbankengesetz (NSpielbG) 

Spielordnung 
 
(1) Das Fachministerium wird ermächtigt, durch Verordnung (Spielordnung) zu 

bestimmen, 
1. welche Spiele gespielt werden dürfen, 
2. wie und in welcher Höhe (Mindest- und Höchstbeträge) die Spieleinsätze zu 

erbringen sind, 
3. wie Spielmarken kontrolliert werden, 
4. wie Gewinne festgestellt und ausgezahlt werden, 
5. an welchen Tagen und zu welchen Zeiten nicht gespielt werden darf, 
6. welchen Personen die Teilnahme am Spiel nicht gestattet ist, 
7. welche Daten in der Besucherdatei und in der Sperrdatei zu speichern sind, 
8. in welchem Umfang der Zulassungsinhaber die Spielbank zur Sicherstellung 

eines ordnungsgemäßen Spielbetriebs, zur Erfassung des Bruttospieler-
trags und der Tronceinnahmen sowie zum Schutz der Besucherinnen und 
Besucher der Spielbank über § 10 c hinaus mit optisch-elektronischen Ein-
richtungen zu beobachten hat (Videoüberwachung) und die für die Aufsicht 
zuständigen Behörden die durch die Videoüberwachung erhobenen Daten 
verarbeiten dürfen sowie den Zeitpunkt der Löschung dieser Daten. 

(2) Die Spielordnung ist in den Spielsälen deutlich sichtbar auszuhängen. 
 
 
 
§ 7 a Spielordnung für die öffentlichen Spielbanken in Niedersachsen (NSpielO) 

 
(1)  Das Spielbankunternehmen hat die Spielbanken mit optisch-elektronischen Ein-

richtungen auszustatten, um einen ordnungsgemäßen Spielbetrieb und die Er-
fassung des Bruttospielertrages sicherzustellen sowie die Spielbankbesuchenden 
zu schützen. Die optisch-elektronischen Einrichtungen dürfen über die Zweckbe-
stimmung des Satzes 1 hinaus nicht zu Verhaltens- oder Leistungskontrollen ge-
nutzt werden. 

(2) Mit den optisch-elektronischen Einrichtungen sind 
1. die Räume, in denen durch § 2 zugelassene Glücksspiele veranstaltet wer-

den, und 
2. die Kassen- und Abrechnungsräume 

zu überwachen. Auf die Überwachung ist deutlich sichtbar hinzuweisen. 
(3) Die von den optisch-elektronischen Einrichtungen übertragenen Bilder sind zu 

speichern. 
(4) Auf den gespeicherten Bildern müssen 

1. die am Spiel beteiligten Personen und ihre Handlungen, 
2. der Verlauf der Spiele an den Tischen, 
3. die am Jeton-, Tronc- und Bargeldverkehr an der Kasse und auf den Spielti-

schen beteiligten Personen und ihre Handlungen sowie 
4. die Zähl- und Abrechnungsvorgänge mit den beteiligten Personen für die 

Spiele an den Tischen und Automaten 
erkennbar sein. 
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(5) Die von den optisch-elektronischen Einrichtungen übertragenen und gespeicher-
ten Bilder dürfen von 

1. der Geschäftsführung des Spielbankunternehmens, 
2. der Leiterin oder dem Leiter der Spielbank und bei deren oder dessen 

Abwesenheit von der Dienst habenden Vertreterin oder dem Dienst ha-
benden Vertreter, 

3. den vom Spielbankunternehmen mit der Überwachung des ordnungs-
gemäßen Spielbetriebes beauftragten Personen und 

4. den für die Spielbankaufsicht zuständigen Bediensteten des Fachminis-
teriums sowie den für die Finanzaufsicht zuständigen Bediensteten 

zu den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zwecken genutzt und übermittelt werden. 
Die vom Spielbankunternehmen mit der Wartung der optisch-elektronischen Ein-
richtungen beauftragten Personen dürfen die übertragenen und gespeicherten 
Bilder nutzen, soweit es für die Wartung erforderlich ist. 

(6) Die nach Absatz 3 gespeicherten Bilder sind acht Tage nach der Speicherung zu 
löschen. Sind sie für polizeiliche oder staatsanwaltschaftliche Ermittlungen oder 
ein gerichtliches Verfahren erforderlich oder hat das für die Überwachung zu-
ständige Finanzamt oder die Aufsichtsbehörde eine längere Speicherung für ei-
gene Ermittlungen im Einzelfall angeordnet, dann sind die gespeicherten Bilder 
erst zu löschen, wenn sie für die Ermittlungen oder Verfahren nicht mehr benötigt 
werden. 

 
 
 

§ 6 Niedersächsisches Verfassungsschutzgesetz (NVerfSchG) 

Informationsbeschaffung mit nachrichtendienstlichen Mitteln 
 
(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur heimlichen Informationsbeschaffung, 

insbesondere zur heimlichen Erhebung personenbezogener Daten, nur folgende 
nachrichtendienstliche Mittel anwenden: 

1. Inanspruchnahme von Vertrauensleuten, sonstigen geheimen Informan-
tinnen und Informanten und Gewährspersonen, vorbehaltlich Satz 2; 

2. Einsatz von verdeckt ermittelnden Beamtinnen und Beamten; 
3. Observationen, auch mit besonderen für Observationszwecke bestimm-

ten technischen Mitteln; 
4. Bildaufzeichnungen; 
5. verdeckte Ermittlungen und Befragungen; 
6. heimliches Mithören ohne Inanspruchnahme technischer Mittel; 
7. heimliches Mithören und Aufzeichnen des nicht öffentlich gesprochenen 

Wortes unter Einsatz technischer Mittel; 
8. Beobachtung des Funkverkehrs auf nicht für den allgemeinen Empfang 

bestimmten Kanälen; 
9. Verwendung fingierter biografischer, beruflicher oder gewerblicher Anga-

ben (Legenden) mit Ausnahme solcher beruflicher Angaben, die sich auf 
die in Satz 2 genannten Personen beziehen; 

10. Beschaffung, Herstellung und Verwendung von Tarnpapieren und Tarn-
kennzeichen; 
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11. Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs nach Maßgabe 

des Artikel 10-Gesetzes; 
12. technische Mittel, mit denen zur Ermittlung der Geräte- und der Karten-

nummern aktiv geschaltete Mobilfunkendeinrichtungen zur Datenabsen-
dung an eine Stelle außerhalb des Telekommunikationsnetzes veran-
lasst werden. 

Die nachrichtendienstlichen Mittel dürfen auch angewendet werden, wenn Dritte 
unvermeidbar betroffen werden. 
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